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Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
(Prauumerationen find nur an die Admintſtration zu richten.) 


ünumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer jammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
1 1 vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Beilage werden deu Blatte die Erfenntniffe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veitellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung erhitten, 


Bauernmarkt 11. 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Inſeraie werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorberiger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiege!n, 


find portofrei, 'bunen ſedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der ſeweiligen 


Nummer Berückſichtigung finden 


An unſere Leſer! 

Wir laden zur Prännmeration auf die „Oeſterreichiſche 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1882 ein. 
Das Jahres⸗Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit 
der in Buchform bogenweiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl.“ 
(oder 12 Mart), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei⸗ 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht⸗ 
zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine 
Unterbrechung eintrete. 

Um vielſachen Wünſchen unſerer P. T. Abonnenten zu entſprechen, 
haben wir für die „Zeitſchrift für Verwaltung“ eine ein- 
fache, aber elegante 


Einbanddecke 
anfertigen laſſen. Dieſelbe iſt durch die Adminiſtration für den Preis 
von 85 kr. per Band (franco per Kreuzband bei Vorauseinſendung mittelft | 
Anweiſung 1 fl. ö. W.) zu beziehen. Bei Beſtellungen bitten wir, an⸗ 
zugeben, für welche Jahrgänge je eine Decke gewünſcht wird. | 
Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle mittelſt Poſt⸗ | 
an weiſung geſchehen. 
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Die Grundzüge des öſterreichiſchen Heimatsrechtes. 
Von J. U. Dr. Rudolph Korb. 
1 
Der Begriff des Heimatsrechtes. 


Der Begriff Heimat bezieht ſich in ſeiner natürlichen Be⸗ 
deutung bald auf einen einzelnen Ort, bald auf ein größeres Gebiet, 


bald endlich auf ein ganzes Land. In dieſer Bedeutung fteht derſelbe 
dem Begriffe des Wohnortes nahe, als des örtlichen Mittelpunktes der 
Lebensthätigkeit eines Einzelnen, ubi quis larem rerumque ac for- 
tunarum suarum summam constituit, unde non sit discessurus, 
si nihil avocet, unde eum profectus est, peregrinari videtur, quo 
si rediit, peregrinari jam desiit. Von dem Begriffe des Wohnortes 
oder Wohnſitzes iſt aber der Begriff der Heimat dadurch unterſchieden, 
daß ein Ort noch nicht zur Heimat wird, wenn derſelbe der Wohnort 
eines Einzelnen iſt, ſondern derſelbe muß, um zur Heimat zu werden, 
als Wohnort mehrerer Generationen Einer Familie gedacht werden. 
Der Begriff des Heimatsrechtes hingegen iſt in Folge der mäch— 
tigen Wandlungen in den denſelben bedingenden Verhältniſſen, als der 
Freizügigkeit und Gemeindemitgliedſchaft, ein mehr und mehr verworrener 
geworden. Im weiteſten Sinne des Wortes finden wir ihn als 
gleichbedeuteud mit der Staats angehörigkeit. 
Einen Anklang an dieſe Bedeutung des Heimatsrechtes enthält in 
deutſchen poſitiven Rechte die Gothaer Convention vom 
„ein allgemeines deutſches 
Heimatsrecht vorzubereiten“, aber lediglich Beſtimmungen über die Ange⸗ 
hörigkeit an die einzelnen contrahirenden Staaten feſtſetzte. In dieſem 
Sinne wird der Ausdruck Heimat expreſſe in dem § 11 gebraucht. 
K. Doehl in ſeinem Buche: Die Niederlaſſung innerhalb des Preußi⸗ 
ſchen Staates, Berlin, L. Gerſchel 1865, , 236, ſcheidet ausdrücklich 


dem 


die Heimat im weiteren und engeren Sinne, bezeichnet die erſtere als 


ſynonym mit Vaterland und theilt mit, daß beide Begriffe ſelbſt officiell, 
d. i. durch die preußiſchen Behörden, vermiſcht werden. 

Ebenſo ſtellt Dr. L. v. Rönne („das Staatsrecht der preußiſchen 
Monarchie“. Dritte vermehrte und verbeſſerte Auflage, 1870) in I b, 
S. 5 das Indigenat, Recht der Staatsangehörigkeit, Heimatsrecht 
und Incolat als gleichbedeutende Begriffe nebeneinander, wahrend er 
beiſpielsweiſe in Ib S. 90 den Ausdruck Heimatsrecht in deſſen anderer 
Bedeutung gebraucht. 

Als die Regel gilt es aber auch im deutſchen poſitiven Rechte, 
daß dem Ausdrucke Heimatsrecht die Bedeutung von Staatsangehörigkeit 
nicht zukommt. 

In der Staatsrechts lehre, welche ſich freilich enge an die 


poſitive Rechtsbildung anſchließt, iſt insbeſondere in der früheren Zeit 


dem Heimatsrechte die Bedeutung der Staatsangehörigkeit beigelegt wor⸗ 
den: ſo von Bopp, welcher in dem von v. Rotteck und K. Welcker heraus⸗ 
gegebenen Staatslexikon unter der vox Heimatsrecht dasſelbe ebenfalls 
dem Indigenat gleichbedeutend ſetzt und in Uebereinſtimmung mit Aretin 
(„Staatsrecht der conſtitutionellen Monarchie“, Altenburg 1824, 
Bd. I, S. 148, 149) Heimatsrecht und Staatsangehörigkeit als die⸗ 
ſelben Begriffe hinſtellt. 

Endlich iſt es auch noch Bluntſchli, welcher in ſeinem allgemeinen 
Staatsrechte, München 1863, Bd. I, XX. Capitel, „Verhältniß des 
Staates zu den Individuen“, die Einheimiſchen, Volksgenoſſen oder 
Staatsangehörigen und Fremden einander gegenübergeſtellt und diefem 


Gegenſatze in zweiter Linie die Beziehung zu einem Orte als der Heimat 
zu Grunde legt. 

Dieſer Begriff des Heimatsrechtes, wornach dasſelbe mit der 
Staatsangehörigkeit zuſammenfällt, kann der nachſolgenden Abhandlung 
nicht zu Grunde gelegt werden, weil dieſe Bedeutung des Wortes 
Heimat dem geltenden öſterreichiſchen Rechte fremd iſt, wenn auch die 
Begriffe Heimats- und Staatsbürgerrecht inſoferne in einem nahen Zu- 
ſammenhange ſtehen, als der Beſitz des Staatsbürgerrechtes Bedingung 
des Beſitzes und Beſtandes des Heimatsrechtes iſt. 

Dem Begriffe des Heimatsrechtes, wie er hiernach dieſer Abhand— 
lung zu Grunde gelegt werden muß, forſcht man unter dem Ausdrucke 
Heimatsrecht in den ſtaatsrechtlichen Publicationen nicht ſelten vergeblich 
nach, indem der Ausdruck Heimatsrecht entweder — wie geſagt — eine 
andere Bedeutung hat oder gar nicht vorkommt, und es muß daher in 
dieſen Fällen dem Begriffe nach den charakteriſtiſchen Merkmalen des- 
ſelben nachgegangen werden. Während die einen Staatsrechtslehrer, 
wie Zachariä, Pölitz, Zäpfl, ja ſelbſt Bluntſchli, dieſe wichtige Ma- 
terie unmittelbar gar nicht behandeln, können bei den Anderen drei Rich 
tungen unterſchieden werden. 

J. Die erſte dieſer drei Richtungen behandelt das Heimatsrecht 
lediglich als eine Kategorie der Gemeindemitgliedſchaft im 
Gemeinderechte und iſt von der Auffaſſung des Heimatsrechtes als eines 
ſelbſtſtändigen Rechtsinſtitutes am weiteſten entfernt, weshalb auch 
bei den Staatsrechtslehrern dieſer Richtung der Begriff des Heimats— 
rechtes ſeiner ſcharfen Begrenzung ermangelt und die Bezeichnung Hei— 
matsrecht erſt in zweiter Linie gebraucht wird, wenn dieſelbe nicht 
ganz fehlt. N 

Im Allgemeinen können die Lehren dieſer Richtung iu Folgendes 
zuſammengefaßt werden: 

Die Perſonen in der Gemeinde zerfallen in die Gemeindeange— 
hörigen oder Gemeindemitglieder und die Fremden. Die Letzteren ſind 
Diejenigen, welche in der Gemeinde nicht die Niederlaſſung beſitzen und 
ſich in derſelben uur vorübergehend aufhalten. Die Gemeindemitglieder 
oder Gemeindeangehörigen wieder zerfallen in die Aetiv- und die Paſſiv⸗ 
bürger. Das charakteriſtiſche Merkmal der Activbürger, auch Vollbürger, 
eigentliche Bürger, Bürger kurzweg genannt, iſt die Theilnahme an dem 
politiſchen Gemeinderechte und an dem Gemeindegute. Zugleich 
beſitzt aber auch der Activbürger alle Rechte des Paſſivbürgers, welche 
aus dem Paſſivbürgerrechte entfpringen. 

Das weſentlichſte und charakteriſtiſche Recht des Paſſivbürgers 
dagegen iſt das Recht auf Armenunterſtützung durch die Gemeinde 
im Verarmungsfalle und erworben wird das Paſſivbürgerrecht — abge— 
ſehen von der ausdrücklichen Verleihung ſeitens der Gemeinde — der 
Regel nach durch die Niederlaſſung. Es kann daher gejagt werden, daß 
im Sinne dieſer Staatsrechtslehrer jenes Recht, welches als das paſſive 
Bürgerrecht, auch als Gemeindeangehörigkeit kurzweg bezeichnet wird, 
dasjenige Recht iſt, mit welchem das Heimatsrecht zuſammenfällt. 

So ſetzt Medicus das Heimatsrecht, die Gemeindeangehörigkeit, 
das Recht auf Armenunterſtützung als Begriffe gleichen Inhaltes neben⸗ 
einander; ſo ſagt Löning: Der Anſpruch auf Unterſtützung im Falle 
der Verarmung bilde den weſentlichſten Inhalt des ſogenannten Hei⸗ 
matsrechtes, des paſſiven Gemeindebürgerrechtes. 

Allerdings unterlaſſen es auch dieſe Beiden, eine unmittelbare und 
ausdrückliche Begriffsbeſtimmung des Heimatsrechtes zu geben. 

Dieſe Lehren über die vorliegende Materie find in der Staats⸗ 
rechtslehre die vorherrſchenden; dies ergibt insbefondere die Einſicht 
in die ſtaatsrechtlichen Rechtslexika der neueren Zeit, deren Aufgabe es 
vor Allem iſt, ein getreues Bild der in der Wiſſenſchaft gerade vor- 
herrſchenden Anſchauungen zu geben. So vergleiche Brater, Art. Ge— 
meinde und den eben citirten Medicus, Art. Niederlafſung, Frei— 
zügigkeit in Dr. J. C. Bluntſchli's und R. Brater's deutſchem Staats⸗ 
wörterbuche; dann den gleichfalls eben citirten Löning, Art. Gemeinde 
in Bluntſchli's Staatswörterbuche von Dr. Löning; endlich O. Gierke, 
Art. Gemein debürgerrecht u. ſ. f. in Dr. Franz von Holtzendorff's 
Rechtslexikon, Leipzig 1870 und 1871. 

II. Die zweite Richtung nimmt bei der Auffaſſung und Begriffs⸗ 
beſtimmung des Heimatsrechtes ihren Ausgangspunkt von dem formellen 
Begriffe der Com petenz und Zuſtändigkeit und ſieht in dem 
Heimatsrechte eine Kategorie dieſes Begriffes Der Vertreter dieſer Richtung 
iſt von Stein. (Die Verwaltungslehre von Dr. Lorenz Stein, Stutt⸗ 
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gart, J. G. Cotta 1866 ff. 2. Theil: Das Bevölkerungsweſen und 
ſein Verwaltungsrecht.) 

v. Stein behandelt den vorliegenden Gegenſtand in ſehr ein— 
gehender und überaus geiſtvoller Weiſe in dem Abſchnitte „die admini- 
ſtrative Ordnung der Bevölkerung“ SS. 272353. 

v. Stein führt in die Wiſſenſchaft eine gänzlich neue Auffaſſung 
der Lehre vom Heimatsrechte ein, die jedoch keineswegs der voſitiven 
Geſetzgebung fremd oder nicht bewußt iſt; vielmehr werden wir ſehen, 
daß einer Geſetzgebungsperiode des öſterreichiſchen Rechtes dieſe Auf⸗ 
faſſung zu Grunde gelegen iſt. 

Die ſyſtematiſche Entwicklung des Begriffes des Heimatsweſens 

auf Seite 274 ff. unter der Aufſchrift: „das Syſtem des Rechtes der 
adminiſtrativen Ordnung der Bevölkerung“ iſt in ihrer Klarheit und 
Folgerichtigkeit geradezu frappırend. 
Unter der adminiſtrativen Ordnung der Bevölkerung verſteht 
v. Stein die Beſtimmungen für die Angehörigkeit des Einzelnen an die 
vollziehende Gewalt, in specie an die Verwaltung, und an das einzelne 
Verwaltungsorgan. Die Angehörigkeit an die vollziehende Gewalt iſt 
verſchieden nach den drei Organismen derſelben, dem amtlichen, dem 
der Selbſtverwaltung und dem des Vereinsweſens. 

Der Letztere kommt hier nicht in Betracht. 


Dagegen iſt die Angehorigkeit an den amtlichen Organismus auf 
Seite des amtlichen Organes die Competenz, auf Seite des Angehörigen 
die Zuſtändigkeit. 

ö In analoger Weiſe enthält das Angehören an den Organismus 
der Selbſtverwaltung zwei Momente: 

| 1. Das Gemeindebürger recht und 2. das Heimatsweſen 
Das Erſtere iſt nämlich die aus dem Angehören des Einzelnen an den 
Organismus der Selbſtverwaltung entſpringende Theilnahme an der 
Selbſtverwaltung, Selbſtbeſtimmung des Letzteren. 

Das Heimatsweſen dagegen iſt die Angehörigkeit des Einzelnen 
an den Selbſtverwaltungskörper und zwar in Folge der hiſtoriſchen 
Entwicklung an den Selbſtverwaltungskörper der Gemeinde, vermöge 


welcher der Angehörige ein Gegenſtand der verwaltenden Thätig⸗ 
keit dieſes Selbſtverwaltungskörpers und in der Verwaltung des Letzteren 


ein integrirender Theil desſelben iſt. 

Die daraus entſpringende Verpflichtung des Selbſtverwaltungs⸗ 
Tu der Gemeinde, daß der Heimatsberechtigte ein integrirender 
Theil derſelben iſt, iſt in Folge des hiſtoriſchen Entwicklungsganges 
auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Armenunterſtützung reducirt 
worden und „das Heimatsweſen beſteht jetzt uur noch in der Geſammt— 
heit der Beſtimmungen, welche vermöge der Angehörigkeit dem 
Einzelnen das Recht auf die Ar menunterſtützung der 
Heimatsgemeinde geben“. Der Gegenſatz zwiſchen Competenz und 
Zuständigkeit, Gemeindebürgerrecht und Heimatsweſen, iſt ſomit der 
Gegenſatz des ſubjectiven und objectiven, des getiven und 
paſſiven Elementes. 

III. Die dritte Richtung endlich geht von der vollen Selbſt— 
ſtändigke it des Begriffes des Heimatsrechtes gegenüber 

und baſirt in dieſem Sinne die Auf- 


dem Gemeinderechte aus *) 
faſſung und Begriffsbeſtimmung des Heimatsrechtes auf den mate- 
riellen Inhalt desſelben, und zwar auf das in demſelben enthaltene 
Aufenthalts⸗ und Armenunterſtützungsrecht. 

Innerhalb dieſer Richtung iſt zunächſt die Lehre hervorzuheben, 
welche den Begriff des Heimatsrechtes dahin beſtimmt, daß dasſelbe 
dasjenige Rechtsverhältniß iſt, vermöge deſſen Jemand 
in dem Bezirke einer Gemeinde das unbedingte Aufent- 
haltsrecht hat. 

Der Hauptvertreter dieſer Lehre iſt Friedrich Bitzer („Das Recht 
auf Armenunterſtützung und die Freizügigkeit, ein Beitrag zu der Frage 
des allgemeinen deutſchen Heimatsrechtes“, 1863, Stuttgart und Oehrin⸗ 
gen, Schober) Vergl. § 14, SS. 155 ff. 

Bitzer geht in der Betonung dieſes Begriffes des Heimatsrechtes 
ſo weit, daß er geradezu erklärt, die Pflicht der Armenunterſtützung 
iſt nicht eine Folge des Heimatrechtes als ſolchen, und daß er gegen— 
über dem Falle, daß die Freiheit des Aufenthaltes möglichſt ausgedehnt 
wird, wie dies in der That auch die Tendenz der neueſten Geſetzgebung 


In dieſem Sinne erklärt ſchon Dr. Julius Weiske in ſeiner Samm⸗ 
lung der Gemeindegeſetze, Leipzig 1848, Einleitung Seite LVII, daß das Recht 
auf Unterſtützung im Falle des Verarmens, inſoferne es ein Ausfluß des Heimats⸗ 


hrechtes iſt, unter die Rechte der Gemeindemitglieder nicht gehört. 
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iſt, erklärt: es habe „doch noch immer für Jeden einen unbeſtreit- verfahren eingeleitet und ſohin mittelſt Erkenntnißbeſcheides vom 14. Juni 


baren Werth, eine unter allen Umſtänden feſte Heimſtätte ſich ge⸗ 
ſichert zu wiſſen, ſelbſt wenn anzunehmen iſt, es werden niemals Fälle 
eintreten, welche eine Wegweiſung aus dem gewohnten Aufenthaltsorte 
begründen, und es ſei noch außerdem für den Deutſchen gewiſſermaßen 
ein Bedürfniß ſeines Herzens, daß er eine Heimat habe, aus welcher 
keine irdiſche Gewalt ihn zu vertreiben berechtigt iſt.“ Bei dieſer Auf- 
faſſung des Begriffes des Heimatrechtes wird allerdings gegenüber der 
mehr und mehr geſetzlich gewährleiſteten Freizügigkeit das Rechtsinſtitut 
des Heimatsrechtes ſtatt des juriſtiſchen nunmehr einen ethiſchen In⸗ 
halt haben. Dieſer Richtung gehört auch K. Doehl in ſeinem oben 
citirten Buche an, indem derſelbe die Heimat (im engeren Sinne, Wohnſitz, 
Domicil) als den feſten Wohnort eines ſelbſtſtäudigen Menſchen bezeichnet. 
Daß nach Doehl das Merkmal der Heimat, des feſten Wohnortes in 
dem unbedingten Aufenthaltsrechte gelegen iſt, folgt inbeſondere ans 
der Erörterung auf Seite 11 u. ff., wonach nur dieſes Verhältniß vor 
der Ausweiſung in allen Fällen im Gegenſatze zu dem bloßen Unter— 
ſtützungswohnſitze (Hilfsdomicil) ſchützt und wonach das Recht auf 
Armenunterſtützung nicht nur nicht die ausſchließliche Folge des Heimats⸗ 
rechtes iſt, ſondern anch mit dem Hilfsdomicile verbunden iſt, und daher 
ein unterſcheidendes Merkmal in dem Begriffe des Heimatsrechtes 
nicht ift. *) 

Eine weitere Lehre innerhalb der dritten Richtung ſucht ſodann 
das Heimatsrecht zwar auch in dem unbedingten Aufenthalts- 
rechte in einem Orte, in dem Bezirke einer Gemeinde, ver— 
bindet aber mit dieſem Rechte als weſentliches Merkmal des 
Begriffes das Recht auf Armenunterſtützung. 


Dieſer Richtung gehört Dr. A. Schäffle in der vortrefflichen 
Abhandlung „Gemeinſame Ordnung der Gewerbebefugniſſe und Heimats— 
rechtsverhältniſſe in Deutſchland“ (deutſche Vierteljahrsſchrift, Jänner bis 
März 1859, Stuttgart und Augsburg) an. Vergl. SS. 266 ff. Der⸗ 
ſelbe vermeidet es ſogar, das Aufenthaltsrecht im Heimatsrechte unmittel- 
bar auszudrücken; das Aufenthaltsrecht ſolle in möglichſt weitem Um— 
ſange jedem Staatsbürger zuſtehen; daß aber auch nach Schäffle nur 
im Heimatsrechte das unbedingte Aufenthaltsrecht gelegen iſt, folgt 
mittelbar aus dem P. 1 der von ihm zur Regelung des Heimatsrechtes 
gemachten Vorſchläge. Unter P 3 ſagt ſodann Schäffle, „das Heimats— 
recht gewährt lediglich den Anſpruch, im Falle der Arbeitsunfähigkeit 
und Verarmung von der Heimatsgemeinde nothdürftig unterhalten zu 
werden. Das Heimatsrecht kann daher ohne Beſitz des Gemeindebürger⸗ 
rechtes beſtehen.“ 


Noch ſchärfer findet ſich dieſe Richtung bei Hermann Rösler 
(Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechtes J. Bd., das ſociale Ver⸗ 
waltungsrecht, Erlangen, A. Deichert 1872) ausgeprägt. Derſelbe 
definirt das Heimatsrecht, als das durch das Recht des Aufenthalts 
bedingte Recht auf Erhaltung der leiblichen Exiſtenz und ſagt, daß in 
dem Heimatsrechte das unbedingte Recht des Aufenthaltes liege. Hier 
iſt alſo das Recht auf Armenverſorgung als weſentliches Merkmal neben 
dem Aufenthaltsrechte in den Begriff des Heimatsrechtes ausdrücklich 
aufgenommen Zugleich weiſt Rösler dem Heimatsrechte in ſeinem 
Syſteme einen ganz anderen Platz an als der Lehre von den Gemeinden. 


(Schluß des Art. J im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Beſitzſtörung — oder politiſch⸗behördliche Ingerenz in Rückſicht 

auf das Waſſergeſetz? Zur Auslegung der §§ 3, 10, 17, insbe⸗ 

ſondere aber 75 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870, Nr. 71 
Landesgeſetzblatt für Böhmen. 


Zufolge der Klage des A. wider den B. wegen Beſitzſtörung, 
deren ſich Letzterer durch Beſeitigung der längs des Ufers des dem 
Kläger gehörigen Mühlbaches im Zwecke der Bewäſſerung der gleich— 
ſalls ihm gehörigen Wieſen gelegten Rohren ſchuldig gemacht haben 
ſollte, hatte das k. k. Bezirksgericht zu Neu-P. das Proviſoriat⸗ 


) Doehl erklärt auch ausdrücklich, daß der Begriff 


schaft“ 5 5 „Gemeindemitglied⸗ 
ſchaft“ von dem Begriffe der Heimat unterſchieden ſei. S. 5 f. 


| 
! 
) 


| 


1880, Z. 7265, dem Klagebegehren gemäß erkannt, Geklagter habe 
dadurch, daß er dem Kläger verwehrte, auf den Wieſengründen Parc. 
Nr. 488 und 501 in der Gemeinde B. Röhren zu legen, mittelſt 


deren die Wieſen des Klägers Parc. Nr. 487, 489, 500 und 501 


bewäſſert werden ſollten, den Kläger geſtört: a) im factiſchen Beſitze 
des Rechtes der Bewäſſerung der dem Kläger gehörigen Wieſen Parc. 
Nr. 487, 489, 500 und 501, mittelſt dieſer Röhren rückſichtlich des 
Waffers aus dem Bier Bache, b) im bisherigen Beſitze dieſer Wieſen, 
welchen Kläger derart ausübte, daß dieſelben mittelſt dieſer Röhren 
und des aus dem B.’er Bache Parc. Nr. 567 in fie geleiteten Waſſers 
bewäſſert wurden, 6) im factiſchen Beſitze der auf der Parc. Nr. 501 
befindlichen, ſowie im Mitbeſitze der auf der Wieſe Parc. Nr. 488 in 
der Gemeinde B. befindlichen Röhrenleitung, endlich d) im factiſchen 
Beſitze des Servitutsrechtes, das Waſſer von der Wieſe Parc. Nr. 488 
mittelſt der hierauf hergeſtellten Rinnen auf die dem Kläger gehörigen 
Wieſen Parc. Nr. 487 und 489 abzuleiten, ſei daher ſchuldig, 
jeder weiteren Beſitzſtörung ſich zu enthalten und einzuwilligen, daß 
der Kläger neue Röhren in eben der Weiſe, wie die beſtandenen alten, 
einlegen dürfe, weil der Kläger den Beweis hergeſtellt hat, daß 
in der nachbarlichen Wieſe am Ufer eine Röhre eingerammt war, welche 
in den Mühlbach Parc. Nr. 567 mündete, daß ferner mittelſt dieſer 
Röhre das Waſſer auf die Wieſe Pare. Nr. 488, und ſohin weiter 
mittelſt Rinnen abfloß, wie dies beim Localaugenſcheine vorgefunden 
wurde, daß das Waſſer ſohin auf die dem Kläger gehörigen Wieſen 
Parc. Nr. 487 und 489 floß, weil weiters Kläger auch den Be- 
weis herſtellte, daß eine ähnliche Röhre am Ufer der Wieſe Pare. Nr. 501 
eingerammt war, durch welche ebenfalls wie durch die auf der Wieſe 
Pare. Nr. 488 eingerammte das Waſſer aus dem Mühlbache Parc. 
Nr. 567 auf die Wieſe Parc. Nr. 501 und von da auf die Wieſe 
Parc. Nr. 500 derart abfloß, daß hiedurch beide Wieſen bis zum 
Jahre 1879 durch das Waſſer aus dem Mühlbache Parc. Nr. 567 
irrigirt wurden. 


Demzufolge befindet ſich der Kläger im factiſchen Beſitze der Wieſen 
Parc. Nr. 487, 489, 500 und 501, ferner im factiſchen Beſitze 
des Rechtes, dieſe Wieſen durch das aus dem Mühlbache Parc. Nr. 567 
alljährlich im Frühjahre bis zu St Georgi und dann ſo oft Hochwaſſer 
eintritt, mittelſt der am Ufer des beſagten Baches eingerammten Röhren 
geleitete Waſſer zu irrigiren, wie auch im factiſchen Beſitze der 
Röhrenleitung auf der Wieſe Parc. Nr. 501, und im Mitbeſitze der 
Röhrenleitung auf der Wieſe Parc. Nr. 488, daher auch im factiſchen 
Beſitze des Rechtes, in der genannten Weiſe durch das aus dem Bache 
Parc. Nr. 567 auf die Wieſe Parc. Nr. 488 kommende Waſſer mittelſt 
der auf beſagter Wieſe hergeſtellten Rinnen ſeine Wieſen Parc. Nr. 487 
und 489 zu inundiren. 


Nachdem dergeſtalt ſowohl der letzte factiſche Beſitzſtand als auch 
der Störungsact erwieſen wurden, wurde dem Klagebegehren ſtatt— 
gegeben. 


Ueber Berufung des Geklagten, in welcher derſelbe nunmehr 
erſt die Unzuſtändigkeit des Gerichtes anregte, hat das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht zu P. nach vorherigem Einvernehmen mit der k. k. Statthalterei 
den erſtrichterlichen Erkenntnißbeſcheid ſammt dem durchgeführten Ver⸗ 
fahren einſchließlich der Klagsverbeſcheidung laut des Decretes vom 
26. October 1880, Z. 31.537, behoben und den Kläger an die politiſche 
Behörde gewieſen, weil inhaltlich der Klage deu Gegenſtand der 
durch den Kläger A. beim Gerichte anhängigen Beſitzſtörungsangelegen⸗ 
heit der Thatumſtand bildet, daß der Geklagte in den Monaten März 
und April 1880 zwei Röhren, welche auf der Wieſe Parc. Nr. 488 zu B. 
in das Ufer des Mühlbaches Parc. Nr. 567 eingerammt waren, in 
dieſen Mühlbach mündeten und die Bewäſſerung der dem Kläger ge— 
hörigen Wieſen Parc. Nr. 501, 550, 487 und 489 zu B. durch 
eine lange Reihe von Jahren vermittelten, beſeitigt und dem Klä⸗ 
ger die Legung von Röhren behufs Ableitung des Waſſers ver— 
wehrt hat. 

Bei dieſem Sachverhalte handelt es ſich daher um eine Angelegen— 
heit, welche ſich auf die Leitung und Benützung des Waſſers aus 
beſagtem Mühlbache zur Bewäſſerung von Grundſtücken bezieht, es 
fällt mithin die Entſcheidung dieſer ſtreitigen Angelegenheit zufolge 
§ 75 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870, Nr. 71 des Landesgeſetz⸗ 
blattes für Böhmen, in den Wirkungskreis der politiſchen Behörde. 
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Ueber Reviſionsrecurs des Klägers beſtätigte der k. k. oberſte VIII. Stück. Ausgeg. am 7. März. 
Gerichtshof laut des Decretes vom 12. October 1880, Z. 11.597, Nr. 37. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 18. Februar 1881, 
die obergerichtliche Entſcheidung aus den hierin angeführten Gründen.“) Z. 8895, betreffend die Heeresergänzung im Jahre 1881 in Galizien. 
Rl. IX. Stück. Ausgeg. am 27. März. 
nz Nr. 38. Geſetz vom 3. März 1881, für das Königreich Galizien und 
05 Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, womit der § 34 des Geſetzes vom 
Geſetze und Berordnungen. 30. December 1875 (Landes⸗Geſetzblatt vom Jahre 1877, Stück XXVIII, Nr. 55), 
1881. I. Quartal. betreffend die Aufhebung des Propinationsrechtes, abgeändert wird. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


IV. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. I 
Nr. 25. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 10. December 
1880, Z. 17.993, betreffend die Arzneitaxe für das Jahr 1881. 


V. Stück. Ausgeg. am 20. Februar. 

Nr. 26. Geſetz vom 15. Jänner 1881, wirkſam für das Königreich Galizien 1881, Nr. 45, betreffend die Landesumlage für das Jahr 1881. 

und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der Gemeinde der ’ 
Bezirksſtadt Staremiaſto die Erhebung einer Auflage von ſpirituoſen Getränken III. Stück Ausgeg. 35 8. Februar. 
und von Bier bewilligt wird. 3. Kundmachung des k. 105 Landespräſidenten der Bukowina ddto. 3. Februar 

Nr. 27. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien 1881. 3 1024, betreffend die Tagfahrten für die ambulanten Stellungs⸗Commiſ⸗ 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 18. Jänner 1881, . 8 . a Aigen en 
8. 2292, betreffs Feſtfetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus zu Stellungsbezirken des Kronlandes Bukowina für die Heeresergänzung des 
Rzeszow. Jahres 1881. 

Nr. 28. Geſetz vom 15. Jänner 1881, wirkſam für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der Stadtgemeinde 
Sambor die Erhebung höherer Gemeindeauflagen von Bier, Meth und fpirttuojen 
Getränken bewilligt wird. 

Nr. 29. Geſetz vom 15. Jänner 1881, wirkſam für das Königreich Galizien 
und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, womit der Stadtgemeinde 
Mosciska die Einhebung von Auflagen von ſpirituoſen Getränken bewilligt wird. 

Nr. 30. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. Jänner d. J., 
8: 871, betreffend die Bewilligung zur Einhebung von Gemeindezuſchlägen zu den 7 2 2 
direeten Steuern für die Gemeinde Brzeszceze. | Perſonalien. 

Nr. 31. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 9. Jänner Seine Majeſtät haben dem Generalſecretär der priv. Südbahn⸗Geſellſchaft 
1881. Nach $ 1 des Geſetzes vom 27. December 1880, welches mittelſt Wente en Adolph Ritter von Schreiner taxfrei den Titel eines Hofrathes 
des, am 29. December 1880 ausgegebenen und verſendeten Reichsgeſeß Seine Majeſtät haben dem Poſtdirector in Czernowitz Eduard Klimeſch 
blattes Nr. 129 kundgemacht wurde, ſind die directen und indirecten Steuern | den Titel und Charakter eines Ober⸗Poſtdirectors verliehen. 
und Abgaben ſammt Staatszuſchlägen nach Maßgabe der gegenwärtig giltigen Seine Majeſtät haben dem Generalfecretär der priv. mährifchen Grenzbahn 


; z 1 90 a d kaiſerlichen Rathe Ignaz Kohn den Titel eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 
ene Iefe 1 20 N 255 55 1 1 55 5 Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Direction der admi⸗ 
das Finanzgeſetz vom 28. Mai (R. G. Bl. Nr. 53) beſtimmten Höhe in niſtrativen Statiſtik Joſeph Widemann den Titel eines Rechnungsrathes tarfrei 
der Zeit vom 1. Jänner bis letzten März 1881 fortzuerheben. verliehen. 

Nr. 32. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 22. Jänner 1881, Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


3. 3590, betreffend die Bewilligung für die Gemeinde der Stadt Brzezany zur n e Arthur mac zum Minifterialconcipiften im Miniſte⸗ 
Einhebung eines Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer von Wein. F 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
I. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner. 
1. Kundmachung des Bulowinaer k. k. Landespräfidenten dılto. 8. Jänner 
1881, 3. 39, betreffend die Militärdurchzugsgebühr für das Jahr 1881. 
II. Stück. Ausgeg. am 22. Jänner. 
2. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes ddto. 10. Jänner 


IV. Stück. Ausgeg. am 11. März. 
4. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten der Bukowina ddto. 6. März 
1881, 8. 1356, betreffend die Activirung einer ſtändigen Nachſtellungs⸗Commiſſion 
für das Jahr 1881 in Czernowitz. 
| V. Stück. Ausgeg. am 16. März. 
5. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes ddto. 5. März 1881, 
3. 479, betreffend die Verlegung des im Territorium von Czernawka feſtgeſtellten 
| Mauthſchrankens in das Territorium von Unter⸗Szeroutz, Attinenz „na Szancadj”- 


Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Rudolph Herrdin zum 


VI. Stück. Ausgeg. am 20. Februar. Finanz⸗Obercommiſſär bei der Troppauer Finanzdirection ernannt. 
Nr. 33. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 6. December 1880, deen 117 den F Joſeph Kattner zum 
8 Eee 0 5 1 0 u au. euereinnehmer roppau ernannt. 
8. 61.478, betreffend die Einführung des Viehregiſters (Siehſtand⸗Kataſters) in 1 Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Joſeph Greißenegger zum 
den Grenzbez irken. Hauptſteuereinnehmer in Czernowitz ernannt. 
VII. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die Cuſtosſtelle an der Univer⸗ 


8 5 e 725 itäts⸗Bibliothek in Czernowitz dem Scriptor diefer Bibliothek Dr. Johannn Polek 
Nr. 34. Geſetz vom 4. Februar 1881, wirkſam für das Königreich Galizien I m a ae dem Amanuenſis dieſer Anftalt Franz Wach verliehen. 


und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der Stadtgemeinde Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Carlos Caſas zum 
Brody die Einhebung von Auflagen von ſpirituoſen Getränken und von Bier be. k. und k. Conſularagenten in Rivadeo genehmigt. 
willigt wird. 
Nr. 35. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien Erle d i gungen. 
und Sobomerien ſanunt dem Grofherzogthume Krakau vom 1. * 1 Departements⸗Vorſtandſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Landes⸗ 
3. 4639, betreffs Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus regierung in Salzburg mit der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell im Vorrückungs⸗ 
zu Podhajce. falle zur Erledigung kommende Ane le in der en nk 
a = 1 zien revidentenſtelle in der neunten, Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und Rechnungs⸗ 
Nr. 36. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien | rev in der eilften N A 
sclaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 277. 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 4. Februar 1881, | affiftentenftelle in ſten Rangselaffe, bis Ende Dec ( ) 


ü i 8 zu | 8 8 
San betreffs Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus zu | F 


*) Anmerkung des Einſenders. In Uebereinſtimmung mit den Lehrbuch des österreichischen Staats! echts 


oberſtgerichtlichen Entſcheidungen — in analogen Fällen — vom 1. April 1879 für den akademischen Bedarf und die Bedürfnisse der 
3. 2867 (in Nr. 40 Jahrg. 1879 dieſer Zeitſchr.) 800 1 1850 5 0 96 1 Praxis. 

. 10.005 (in Nr. 47 ebenda), ferner vom 10. Februar u (in . f 
Ar 28 des en 1880). Grundſätzlich entgegengeſetzt jene vom 9. April 1879, ie en Prof. Dr. Joseph Ulbrich. 

2. 3546 (in Nr. 25 des Jahrg. 1880), wornach das Verfahren nach dem Waſſer⸗ Vollständig in circa 8 Lieferungen à 90 kr. 

geſetze zugleich und neben dem gerichtlichen Verfahren platzzugreifen hat, welche Bestellungen erbittet die Buchhandlung von Moritz Perles in 
Wien, Stadt, Bauernmarkt 11. 


Auffaſſung jedoch gegenüber der erfteren, wie man ſieht, immer mehr an Bode n 
verliert. ! 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


